
A K T U E L L N a c h r i c h t e n 

Die EU-Osterweiterung stellt zugleich eine 

wesentliche Herausforderung für die Reform-

fähigkeit der EU dar. Dabei dürfte die Schönwet-

terperiode für die (erweiterte) EU vorüber sein. 

Dies güt möglicherweise auch für die Umwelt-

politik, die bei der Süderweiterung durch unter-

stützende Strukturfonds abgesichert werden 

konnte und bei der Norderweiterung durch die 

umweltpolitisch fortgeschrittenen Staaten eher 

gestützt wurde. Aus den neuen Beitrittstaaten 

erscheinen aktuell weder umweltpolitische 

Initiativen erwartbar, noch wird ihnen umfas-

sende finanzielle Unterstützung gewährt werden. 

Eine solche wäre jedoch angesichts der gesamt-

europäischen ökologischen Vorteile durch die 

Harmonisierung, der induzierten ökonomi-

schen Belastungen der MOEL sowie der ökono-

mischen Vorteile insbesondere einiger Staaten 

der EU, für die der Beitritt einem Förderpro-

gramm der Umwelttechnikindustrie gleich-

kommt, zumindest teilweise angemessen. 

Ungeachtet dieser Einschränkungen stellen die 

Beitrittsverhandlungen für die MOEL einen 

wesentlichen Anreiz dar, trotz der vielfältigen 

anderen Transformationsprobleme Umwelt-

aspekte nicht zu vernachlässigen. 
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Verbändevereinbarung: Instrument zur Behinderung des Wettbewerbs mit sauberem Strom 

Diskriminierende Praxis 
Die deutsche Energiewirtschaft steht vor einem Umbruch: Dort wo jahrzehnte-
lang Monopole das Sagen hatten, soll umfassender Wettbewerb einkehren. Das 
neue Energierecht (1) ermöglicht den Verbrauchern im Prinzip zu wählen, wel-
chen Strom sie in Zukunft einkaufen wollen. Abgesehen von seinen umwelt-
und klimapolitischen Defiziten wird das neue Recht vor allem wegen seiner 
wettbewerbsverzerrenden Elemente kritisiert. 

K Von Dietmar Graf 

ernpunkt des angestrebten europäischen 

Stromhandels ist der Netzzugang aller 

Anbieter und Abnehmer (Verbraucher). Sowohl 

in der EU-Stromrichtlinie von 1997 als auch im 

neuen deutschen Energierecht ist der diskrimi-

nierungsfreie Netzzugang gesetzlich festge-

schrieben. Dennoch ist absehbar, daß es 

zukünftig Probleme geben wird, wenn z.B. ein 

kleinerer Newcomer Strom durch das Netz eines 

oder gar mehrerer Netzbetreiber-Elektrizitäts-

versorgungsunternehmen (EVU) leiten will. 

Im Rahmen einer freiwilligen Vereinbarung zwi-

schen dem Bundesverband der Deutschen Indu-

strie e.V., dem Verband der Industriellen Energie-

und Kraftwirtschaft und der Vereinigung Deut-

scher Elektrizitätswerke (VDEW), der sogenann-

ten Verbändevereinbarung, werden Kriterien und 

Preise für den Netzzugang und die Bestimmung 

der Durchleitungsentgelte vorgeschlagen. Diese 

Vereinbarung ist für die Energieversorgungsun-

ternehmen zwar nicht verbindlich, wird jedoch in 

Zukunft in den meisten Fällen für die Bestimmung 

des Durchleitungsentgelts herangezogen werden. 

Problematisch hierbei ist, daß die vorgesehene 

Regelung der im Energiewirtschaftsgesetz vorge-

schriebenen Kostenorientierung nicht gerecht 

wird. Vielmehr wirkt die ungerechtfertigte 

Kostenzuweisung für bestimmte Durchleiter dis-

kriminierend und führt zu Gewinnmitnahmen bei 

den netzbesitzenden Energieversorgungsunter-

nehmen. Es ist sogar strittig, ob die Vereinbarung 

wettbewerbsverzerrend, und deshalb kartell-

rechtlich zulässig ist. 

Es besteht zwar die Möglichkeit zum Erlaß einer 

Rechtsverordnung, die die Bestimmung transpa-

renter und nichtdiskriminierender Durchlei-

tungsbedingungen und -entgelte regeln könnte, 

aber sowohl Bundesregierung als auch Bundes-

ratsmehrheit bauen bisher auf den Erfolg der 

Verbändevereinbarung. 

Problematisch sind vor allem Regelungen, die 

die Durchleitung von Strom teuer machen bzw. 

erschweren. Die Durchschnittsnetzkosten ent-

halten Investitionen bzw. Abschreibungen des 

Kapitals, Wartung, Instandhaltung sowie ein 

Gewinnaufschlag. Diese Kosten fallen aller-

dings real bei der Durchleitung nicht an. 

Besonders bei der Durchleitung von Leistungen 

mit geringen Jahresbenutzungsstunden über-

steigen die Durchleitungsgebühren die Erzeu-

gungskosten im Kraftwerk teilweise um ein 

Mehrfaches. 

Durchleitungsgebühren sollten jedoch für alle 

Akteure gleich, transparent sowie einfach und 

schnell handhabbar sein, um möglichst viele 

Wettbewerber in den Wettbewerb einbeziehen zu 

können. Zusätzlich sollten sie für die Netzbetrei-

ber ökonomische Anreize sichern, damit sie 

trotz des natürlichen Monopols und der prakti-

zierten Durchschnittskosten-Preisbildung an 

einer Effizienzverbesserung interessiert sind. In 

Großbritannien hat sich das sogenannte „price-

cap"-Prinzip, eine (obere) Begrenzung der 

Preisentwicklung, bewährt (2). 

• Regenerative diskriminiert 
Die Durchleiter müssen für die Netzbenutzung 

für jeden Netzbereich und jede Netzebene Lei-

stungskosten bezahlen. Dabei richtet sich das 

Entgelt an der höchsten Leistung ( der höchsten 

Strommenge bezogen auf die Zeiteinheit) aus, 

die der Durchleiter im Laufe eines Jahres mit 

seinem Abnehmer vereinbart bzw. liefert. Diese 

Regelung ist insbesondere für regenerative 

Energiequellen ungünstig, weil diese nur eine 

beschränkte Ausnutzungsdauer ihrer installier-

ten Leistung pro Jahr haben. Es kann gezeigt 

werden, daß aufgrund der leistungsbezogenen 

Ermittlung der Durchleitungsgebühr etwa der 

dreifache Wert der tatsächlich im Durchschnitt 

anfallenden Netzkosten berechnet wird. 



Die heutige Abrechnungspraxis der Energiever-

sorgungsunternehmen ist ein Beleg dafür, daß 

keine Notwendigkeit für eine solche Regelung 

besteht: die Haushaltskunden werden nicht nach 

ihrer maximalen Bezugsleistung abgerechnet son-

dern nach den bezogenen Jahresverbrauch. 

Die Verbändevereinbarung sieht bezüglich Ein-

speisung und Entnahme eine Zeitgleichheit vor, 

wobei allerdings Details, wie streng diese Gleich-

zeitigkeit zu handhaben ist, noch nicht vorhegen. 

Eine gleichzeitige Lieferung und Abnahme der 

Strommengen würde für einen unabhängigen 

Stromerzeuger, der Solarstrom an die Haushalte 

hefern möchte, folgendes bedeuten: 

• das Unternehmen kann nur dann liefern, 

wenn die Sonne scheint, oder 

• das Unternehmen kann keinen reinen Solar-

strom anbieten und muß dementsprechend 

einen Mix aus regenerativen Energiequellen 

oder einen Mix aus regenerativen und fossilen 

Energiequellen anbieten. 

Diese Regelung behindert insbesondere das 

Angebot von regenerativem Strom. 

• Ein Beispiel 
Das folgende Beispiel verdeutlicht die derzeitigen 

Schwierigkeiten, wenn ein Kunde von seinem 

Wahlrecht Gebrauch machen möchte (3): Dr. 

Wolfgang Roos, im Öko-Institut Freiburg für den 

Bereich Energie zuständig, beantragte bei der 

Freiburger Energie- und Wasserversorgungs AG 

(FEW) den Strombedarf seines Hauses in Höhe 

von 350 Kilowattstunden soweit als möglich durch 

ein rapsölbetriebenes Blockheizkraftwerk durch-

zuleiten. Nach seinen Berechnung betragen die 

Stromverteilungskosten der FEW etwa 4 Pf/kWh. 

Hinzu kommen Konzessionsabgaben in Höhe von 

3,91 Pf/kWh. Die FEW ist verpflichtet, zu den all-

gemeinen Versorgungsbedingungen und Tarifen 

mit Zusatz- und Reservestrom zu versorgen. Die 

FEW unterbreitete daraufhin ein Angebot beste-

hend aus einer einmaligen Antragsgebühr zur 

Abdeckung der zusätzlichen Verwaltungskosten 

sowie aus einer jährlichen Pauschale, die sich an 

der Abnahmemenge orientiert. Über die Höhe der 

Angebotskomponente war man bereit zu verhan-

deln. 

Herr Roos widersprach, indem er sich auf die 

gesetzliche Verpflichtung der Energieversorger 

die Durchleitung zum kostendeckenden Entgelt 

durchzuführen sowie dieses zu benennen, 

berief. Es sei nicht zulässig, daß der vor dem 

Hintergrund des neuen Energierechts entstehen-

de Personalaufwand in Rechnung gestellt würde. 

N a c h r i c h t e n A K T U E L L 

Zur Zahlung einer Verrechnungspauschale für 

den zusätzlichen Abrechnungsaufwand von 10 

Mark erklärte er sich bereit. 

Die FEW unterbreitete daraufhin ein Angebot für 

abrechnungstechnische Tätigkeiten sowie eine 

Konzessionsabgabe in Höhe von 66 Mark pro Jahr 

ohne dieses weiter aufzuschlüsseln. Dies hegt etwa 

das doppelte über ihren Kosten. Zudem wurde der 

Forderung nach Transparenz nicht entsprochen. 

• Fazit 
Die Mehrzahl der potentiellen Stromerzeuger 

oder -anbieter bzw. Stromabnehmer erhalten 

durch die Verbändevereinbarung keine wettbe-

werbsfähigen Stromdurchleitungsbedingungen 

(4). Viele Kunden müßten für die Durchleitung 

mehr bezahlen, als ein mittlerer Industriever-

braucher für die Erzeugung, den Transport, die 

Verteilung und die Reservehaltung in der Sum-

me bezahlt. Neue Anbieter wären bei ungeklär-

ten Durchleitungsbedingungen nicht bereit, 

Investitionen 
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zu 

tätigen. 

Überall im Aus-

land, wo der 

Strommarkt be-

reits liberalisiert 

wurde, ist der 

Netzzugang und 

die Netznutzung 

nicht im Rahmen 

einer Vereinba-

rung der interes-

sierten Verbände 

sondern staatlich 

geregelt (Skandi-

navien, England, 

Niederlande, USA). 

Hier basieren die 

Durchleitungsent-

gelte nicht auf Lei-

stungspreisen son-

dern überwiegend 

auf strommengen-

abhängigen und 

entfernungsunab-

hängigen Tarifen. 

Dies eröffnet klei-

neren Stromanbie-

tern und -abneh-

mern sowie Strom 

aus regenerativen 

Energiequellen fai-

re Marktchancen. 
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